
Nachschlagewerk: ja  
BGHZ: nein

BGB §§ 242 Bb, 598, 601, 812 Abs. 1 Satz 2, 1. AU.

Zu der Frage, ob derjenige, welcher im Hause seiner Schwiegermutter 
eine Wohnung ausgebaut hat, Ersatz Für seine Aufwendungen von d°r 
Grundstückseigentümerin verlangen kann, wenn er sich aus der' ehe­
lichen Gemeinschaft l ö s t  und aus der Wohnung auszieht., seine Familie 
aber nach wie vor dort  unentgelt l ich wohnen b le ib t .
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Der VIII. Z iv i lsenat  des Bundesgerichtshofes hat auf die mündliche 
Verhandlung vom 10. Oktober 1984 durch den Vorsitzenden Richter Braxmaier 
und die Richter f r e i e r ,  Dr. Brunotte, Dr. Zülch und Dr. Paulusch

für Recht erkannt:

Die Revision gegen das Urteil des 
12. Zivilsenats des Ober!andesgerichts 
Köln vom 21. Februar 1983 wird auf 
Kosten des Klägers zurückgewiesen.

Von Rechts wegen

Tatbestand

Die Beklagte i s t  Eigentümerin der Grundstücke ÖflUpstraße^fc  und 
G^HHHHRstraße f l l  in K f l ü  Aus Anlaß der Eheschließung des Klägers mit 
ihrer  Tochter im Jahre 1961 hatte sie  den Eheleuten gegen einen monatlichen 
Mietzins von 100,— DM zunächst eine Wohnung im Hause dWjBPstraße^ p  zur 
Verfügung g e s t e l l t .  Nachdem im Jahre 1966 das bis dahin vermietete ers te  
Obergeschoß im Hause GflHIHHH£traße dessen Erdgeschoß die Beklagte 
se lbst  bewohnt, f re i  geworden war, zog der Kläger mit seiner Familie dort­
hin um. Im Jahre 1975 zogen auch die Mieter des Dachgeschosses aus. Der 
Kläger l ieß  in diesem und dem Folgej'ahr die Räume im Ober- und Dachgeschoß 
zu einer Wohnung gehobenen Standards für seine inzwischen vierköpfige Fa­
milie ausbauen. Ein Entgelt für die Nutzung der Räume in der G f l f lH H H t '  
Straße hatte die Beklagte von Anbeginn an weder verlangt noch erhalten.
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Am 10. Ju l i  1981 verließ der Kläger seine Familie. Er leb t  mit einer 
anderen Frau zusammen. Seine Familie bewohnt nach wie vor die ausgebauten 
Räume.

Mit seiner am 28. Januar 1982 zugestellten Klage begehrt der Kläger 
Erstattung der in den Ausbau investier ten Kosten in Höhe von insgesamt 
109.936,48 DM.

Er hat behauptet, die Beklagte habe die Wohnung unentgelt l ich zur 
Verfügung g e s t e l l t ,  weil sie ihre Tochter und deren Familie in ihrer  Mähe 
wissen wollte . Er se lbs t  habe sich unter Zurückstellung anderer Pläne zur 
Errichtung eines Einfamilienhauses sowie im Vertrauen auf den Bestand s e i ­
ner Ehe zum Ausbau der beiden Geschosse im Hause GflHHHHlstraße b e re i t ­
gefunden, und zwar in der Erwartung, die Aufwendungen kämen l e t z t l i c h  se i ­
ner Ehefrau als Erbin der Beklagten zugute. Das Haus habe durch seine In­
vest it ionen einen Wertzuwachs in Höhe von 200.000,-- DM erfahren.

Die Beklagte hat behauptet, sie habe ihre Einwilligung mit den Umbau­
maßnahmen nur deshalb e r t e i l t ,  weil der Kläger ausdrücklich versichert  
habe, a l l e  damit zusammenhängenden Kosten a l le in  zu tragen. Die Baumaßnahme 
sei weder notwendig noch auch nur wertsteigernd gewesen. Wegen des ind iv i­
duellen Zuschnitts auf die Wohnbedürfnisse gerade der Familie des Klägers 
sei eher eine Minderung des Verkehrswerts des Grundstücks eingetreten.

Das Landgericht hat die Klage auf die von der Beklagten erhobene Ver­
jährungseinrede hin abgewiesen. Die dagegen gerichtete Berufung hat das 
Ober!andesgericht zurückgewiesen. Mit der Revision, deren Zurückweisung die 
Beklagte beantragt, verfolgt  der Kläger sein Begehren weiter.
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Entschei dungsgründe

. Das Berufungsgericht hat das Vorbringen des Klägers unter dem Ge­
sichtspunkt eines vertrag!icheri Verwendungsersatzes (§ 547 Abs. 1 und § 601 
Abs. 2 BGB), des Eigentümer-Besitzer-Verhältnisses (§ 994 f f  BGB), eines. 
Bereicherungsanspruchs sowie des Wegfalls der Geschäftsgrundlage geprüft 
und einen Anspruch verneint.  Seine Entscheidung hält  den dagegen gerichte­
ten Angriffen der Revision stand.

I. Das Berufungsgericht hat angenommen, die Beklagte habe dem Kläger 
und seiner Ehefrau die Wohnräume nicht  aus bloßer Gefäl l igkei t ,  sondern im 
Rahmen eines Vertragsverhältnisses überlassen. Dieses hat es nicht  a ls  Mie­
te ,  sondern a ls  Leihe q u a l i f i z i e r t  und dementsprechend den geltend gemach­
ten Verwendungsersatzanspruch nicht  an § 547 Abs. 1 BGB, sondern an § 601 
Abs. 2 Satz 1 BGB gemessen. Das nimmt die Revision hin. Der Senat t e i l t  
diese Auffassung.

. 1. Eine ausdrückliche Einigung über die Entgel t l ichkei t  der Ge­
brauchsüberl assung für die Zeit nach dem Umzug in die GflHHHHHBstraße hat 
keine der Parteien behauptet. Die gesetzlichen Vorschriften des Mietrechts 
kämen daher nur dann zur Anwendung, wenn die Parteien das zwischen ihnen 
über die frühere Wohnung Ö®HBstraße 3P  begründete Mietverhältnis s t i l l ­
schweigend auch in Ansehung der neuen Wohnung fo r tgese tz t  hätten. Für eine 
solche Annahme f e h l t  indessen jeder tatsächl iche Anhalt. Der Umstand, daß 
die Beklagte während der mehr als 15-jährigen Nutzungsdauer keinerlei Ent­
gelt  gefordert  hat, spricht  vielmehr eindeutig dagegen.

Als Mietzins im Sinne von § 535 Satz 2 BGB lassen sich auch nicht die 
vom Kläger für den Umbau erbrachten Leistungen ansehen. Denn die ohnehin
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e r s t  in den Jahren 1975/1976 erfolgten Ausbauarbeiten waren von ihm nicht  
k raf t  vertraglicher  Vereinbarung geschuldet, vielmehr von der Beklagten ge­
duldet. Sie s te l l t e n  sich daher nicht a ls  Gegenleistung für die berei ts  
1966 begonnene Gebrauchsüberlassung der Räumlichkeiten dar.

2. Dem Berufungsgericht i s t  auch in der Annahme zu folgen, es handele 
sich nicht  led igl ich  um eine unverbindliche Gefäll igkeit  der Beklagten.

Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes hat eine erwiesene 
Gefäll igkeit  dann rechtsgeschäftlichen Charakter, wenn der Leistende den
Willen hat, seinem Handeln solle rechtliche Geltung zukommen (Rechtsbin-

■>*

dungswille), und der Empfänger die Leistung in diesem Sinne entgegenge­
nommen hat. Dabei i s t  die Frage, ob ein Rechtsbindungswille vorhanden i s t ,  
ungeachtet des wirklichen inneren Willens des Leistenden danach zu beur­
te i len ,  ob aus dessen Handeln der Leistungsempfänger unter den gegebenen 
Umständen nach Treu und Glauben mit Rücksicht auf die Verkehrssitte auf 
einen solchen Willen schließen mußte (BGHZ 21, 102, 106 f ) .  Das Berufungs­
gericht  hat hierzu ausgeführt, gerade die hohen Aufwendungen, die der Klä­
ger zum Ausbau der beiden Geschosse erbracht habe, legten die Annahme nahe, 
daß er davon ausgegangen se i ,  diese in recht l ich  verbindlicher Weise dauer­
haft als Wohnung nutzen zu können. Unabhängig davon hebt nach Auffassung 
des Senats bere i ts  der Zweck der Nutzung a ls  Wohnraum die Gebrauchsüber­
lassung an die Familie des Klägers über den Bereich der üblichen Gefäl­
ligkeiten des täglichen Lebens hinaus. Dies g i l t  se lbs t  unter Berücksichti­
gung des Verwandtschaftsverhältnisses zwischen der Beklagten und der Ehe­
frau des Klägers sowie deren offenkundig guten persönlichen Beziehungen.
Der Kläger und seine Ehefrau mußten sich - für die Beklagte erkennbar - be­
r e i t s  vom Zeitpunkt ihres Einzugs an darauf verlassen können, die ihnen an­
gebotenen Räume auf Dauer für sich und ihre Kinder a ls  Familienwohnung nut­
zen zu können, ohne etwa willkürlichen Räumungsverlangen der Beklagten aus-
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gesetzt zu sein. Davor waren s ie  geschützt, wenn sie annehmen konnten, daß 
die Beklagte sich rechtsgeschäft lich bindend zur unentgeltlichen Gebrauchs­
überlassung verpflichten wollte (vgl. § 605 BGB). Einen entsprechenden Wil­
len durften sie bei ihr voraussetzen. Hat sich die Beklagte aber rechtsge­
schäft l ich  ve rp f l ich te t ,  dem Kläger und seiner Ehefrau die Räume unentgelt ­
l ich  zum Gebrauch zu überlassen, so handelt es sich um ein Leihverhältnis 
nach § 598 BGB und nicht  etwa um eine Schenkung des Gebrauchsrechts (BGHZ 
82, 354, 356 f = NJW 1982, 820). Als Entleiher sind sowohl der Kläger als 
auch seine Ehefrau anzusehen, wovon auch das Berufungsgericht ausgegangen 
i s t .  Daß die Beklagte sich jedenfa l ls  der Ehefrau des Klägers gegenüber 
verpflichten wollte , fo lg t  aus deren verwandtschaftlichem Verhältnis. Da 
rechtsgeschäftliche Verträge zur Gebrauchsüberlassung einer Wohnung an Ehe­
leute im allgemeinen mit beiden Ehepartnern abgeschlossen werden, spricht  
eine tatsächliche Vermutung dafür, auch den Kläger als Vertragspartner und 
nicht nur als mit telbar  über seine Ehefrau berechtigten Nutznießer anzu­
sehen .

3. Nach Maßgabe des somit anwendbaren § 601 Abs. 2 BGB bestimmt sich 
die Verpflichtung des Verleihers zum Ersatz anderer Verwendungen als  der 
hier zweifelsfrei  nicht  gegebenen gewöhnlichen Kosten der Erhaltung der ge­
liehenen Sache nach den Vorschriften über die Geschäftsführung ohne Auftrag 
(§ 677 f f  BGB). Danach kann der Geschäftsführer wie ein Beauftragter (§ 670 
BGB) Ersatz seiner Aufwendungen verlangen, wenn die Übernahme der Ge­
schäftsführung dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geschäftsherrn 
entspr ich t  (§ 683 BGB). Liegen diese Voraussetzungen nicht vor und geneh­
migt der Geschäftsherr die Geschäftsführung auch nicht  (§ 684 Satz 2 BGB), 
so i s t  der Geschäftsherr nach den Vorschriften über die Herausgabe einer 
ungerechtfertigten Bereicherung verpf l ich te t  (§ 684 Satz 1 BGB).
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a) Die genannten Ansprüche verneint das Berufungsgericht mit der Be­
gründung, der Kläger habe kein Geschäft der Beklagten geführt; er habe den 
Ausbau vielmehr für die Wohnzwecke seiner Familie und ohne die Absicht 
durchgeführt, dafür von der Beklagten Ersatz zu verlangen.

b) Demgegenüber meint die Revision, der Fremdgeschäftsführungswille 
des Klägers sei bere i ts  deswegen zu vermuten, weil es sich bei der Bau­
tä t ig k e i t  um ein für den Kläger objektiv fremdes Geschäft gehandelt habe.
Er ergebe sich im übrigen aus dem Umstand, daß der Kläger die beiden Ge­
schosse mit Zustimmung der Beklagten umgebaut habe, der es darum gegangen 
se i ,  die Familie ihrer  Tochter um sich zu haben. Ob dem gefolgt werden 
könnte, i s t  bei dem fes tgeste l l  ten Sachverhalt zweifelhaft,  kann aber da- 
hi nstehen.

Denn im Ergebnis zutreffend i s t  das Berufungsgericht davon ausge­
gangen, daß dem Kläger ein Anspruch aus §§ 601 Abs. 2 Satz 1, 683, 684 BGB 
jedenfal ls  deshalb nicht zusteht , weil er in dem maßgeblichen Zeitpunkt der 
Bauausführung nicht die Absicht hatte, von der Beklagten Ersatz seiner Ko­
sten zu fordern.

Zwar i s t  der Revision zu folgen, wenn sie meint, die Absicht, Ersatz 
zu fordern, gehöre nicht bere i ts  zu den Voraussetzungen eines Fremdge- 
geschäftsführungswillens (vgl. auch Motive II 863; Erman/Hauß, BGB,
7. Auf!.,  § 685 Rdn. 1; MünchKomm-Sei1 e r , § 685 Rdn. 1; Staudinger/Witt- 
mann, BGB, 12. Auf!.,  § 685 Rdn. 1 und 2). Bedenken begegnet daher die An­
nahme des Berufungsgerichts, außer dem Eigeninteresse des Klägers spreche 
auch seine fehlende Absicht, von der Beklagten Ersatz für die Umbaukosten 
zu verlangen, gegen seinen Willen, für sie als Geschäftsführer tä t ig  zu 
werden. Der Anspruchsausschluß e rg ib t  sich aber aus dem vom Berufungsge-
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r ieh t  nicht  berücksichtigten § 685 BGB, der ausdrücklich bestimmt, daß dem 
Geschäftsführer ein Anspruch nicht  zusteht , wenn er nicht  die Absicht hat­
te,  von dem Geschäftsherrn Ersatz zu verlangen. Daß es dem Willen des Klä­
gers entsprach, den Umbau ausschließlich auf eigene Kosten und ohne Inan­
spruchnahme der Beklagten durchzuführen, hat das Berufungsgericht mit Recht 
und von der Revision unbeanstandet seinem eigenen Vorbringen entnommen.

c) Da sich der Anspruchsausschluß nach § 685 BGB nicht  nur auf den 
Verwendungsersatzanspruch nach § 683 BGB, sondern auch auf den Bereiche­
rungsanspruch aus § 684 Satz 1 BGB bezieht (Palandt/Thomas, BGB, 43. Auf!., 
Anm. 1 zu § 684 und § 685; RGRK-Steffen, BGB, 12. Aufl. ,  § 685 Rdn. 1; 
MünchKomm-Seiler, § 685 Rdn. 1; Staudinger/Wittmann aaO, § 685 Rdn. 1), hat 
das Berufungsgericht mit Recht auch das Vorliegen eines solchen Anspruchs 
verneint.

4. Der geltend gemachte Anspruch s teh t  dem Kläger auch nicht  nach den 
Grundsätzen über den Wegfall der Geschäftsgrundlage zu.

a) Das Berufungsgericht hat keine Anhaltspunkte für die Annahme ge­
sehen, eine der Parteien sei se inerze i t  davon ausgegangen, der Kläger e r ­
bringe die Aufwendungen unter der Voraussetzung des Fortbestands seiner 
Ehe. Es hat auf den unstreit igen Umstand abgehoben, daß über das Scheitern 
der Ehe des Klägers damals nicht gesprochen worden i s t .  Im Vordergrund habe 
vielmehr für a l l e  Beteiligten das Bestreben gestanden, für die Familie des 
Klägers eine angemessene Wohnung herzurichten. Diese Voraussetzung aber sei 
nicht en tfa l len ,  denn die Ehefrau des Klägers wohne dort mit den gemeinsa­
men Kindern nach wie vor. Auch lasse sich nicht  f e s t s t e l l e n ,  daß die Be­
klagte, wenn die Parteien an ein Scheitern der Ehe gedacht hätten, sich mit 
Ausgleichszahlungen an den Kläger einverstanden e rk lä r t  hätte oder nach 
Treu und Glauben hätte einverstanden erklären müssen.
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b) Die Revision s ieh t  demgegenüber a ls  Geschäftsgrundlage maßgeblich 
die Erwartung an, die Räume würden in Zukunft als "Familienwohnheim" die­
nen. Sie s t e l l t  darauf ab, daß der Kläger sich zum Ausbau der beiden Ge­
schosse gerade unter Zurückstellung eigener Pläne zur Errichtung des Ein­
familienhauses bereitgefunden habe. Dem Bestreben, für die gesamte Familie 
- unter seinem Einschluß - eine angemessene Wohnung herzurichten, sei aber 
durch das Scheitern der Ehe und seinen Auszug die Grundlage entzogen wor­
den .

c) Diesen Angriffen hält das angefochtene Urteil stand. Die Ge­
schäftsgrundlage wird gebildet durch die nicht zum eigentlichen Vertrags­
inhal t  erhobenen, aber bei Vertragsschiuß zutage getretenen gemeinschaft­
lichen Vorstellungen beider Parteien oder die dem anderen Teil erkennbaren 
und von ihm nicht beanstandeten Vorstellungen der einen Vertragspartei vom 
Vorhandensein oder dem künftigen E i n t r i t t  gewisser Umstände, auf denen der 
Geschäftswille der Parteien sich aufbaut (RGZ 168, 121, 126 f; BGHZ 25,
390, 392; BGH NJW 1976, 565, 566; BGH LM BGB § 242 (Ba) Nr. 2; Senatsurtei­
le vom 12. April 1960 - VIII ZR 13/59 = LM BGB § 242 (Bb) Nr. 36 und vom 
15. Januar 1969 - VIII ZR 239/66 = WM 1969, 496, 499). In diesem Sinne kann 
nach Lage des Einzelfa l les  auch die gemeinsame Vorstellung vom Fortbestand 
einer Ehe als Geschäftsgrundlage anzusehen sein, wie der Bundesgerichtshof 
mehrfach ausgesprochen hat (BGH NJW 1972, 580; NJW 1974, 1554, 1555; BGHZ 
82, 227, 236; 84, 361, 368).

Da diese Entscheidungen ausschließlich Zuwendungen der Eheleute un­
tereinander zum Gegenstand hatten, gelten die dort angestellten Erwägungen 
nicht ohne weiteres im vorliegenden Falle . Mit Recht hat das Berufungsge­
r ich t  maßgeblich darauf abgehoben, daß die gemeinsame Vorstellung der Par­
teien auf der se inerze i t  noch intakten Ehe des Klägers aufbaute, und im
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Tatsachenstoff Anhaltspunkte dafür vermißt, daß auch nur eine der Parteien 
das Scheitern der Ehe und die daraus resultierenden Folgen h ins ich t l ich  der 
Ausbaukosten bedacht haben könnte. Selbst  wenn die Beklagte dies bei Abgabe 
ihrer  Zustimmung zu dem Ausbau ta tsächl ich  in Rechnung g e s t e l l t  haben s o l l ­
te , i s t  n icht  anzunehmen, daß sie  das Risiko für das eventuelle Fehlschla­
gen der Investitionen des Klägers hat übernehmen wollen. Berücksichtigt 
werden können Erwartungen, welche die eine Partei an den E i n t r i t t  oder das 
Bestehen bestimmter Verhältnisse knüpft, nur dann, wenn die Gegenseite, 
wären s ie  a ls  Bedingung gefordert worden, sich nach Treu und Glauben h ier­
auf hätte einlassen müssen. Daß aber die Beklagte nicht nur auf jegliche 
Nutzungsentschädigung für die zur Verfügung ges te l l ten  beiden Obergeschosse 
verzichten, sondern darüber hinaus auch noch das Verwendungsrisiko der Aus­
bauten hätte  übernehmen wollen, läß t  sich weder dem Vorbringen des Klägers 
noch den Umständen des Falles entnehmen. Entgegen der Auffassung der Revi­
sion vermag der Senat einen solchen Umstand auch nicht  darin zu sehen, daß 
der Kläger sich, wie er behauptet, zu dem Ausbau unter Zurückstellung eige­
ner Pläne zur Errichtung eines Einfamilienhauses entschlossen hatte.

d) Greifen die Grundsätze über den Wegfall der Geschäftsgrundlage be­
r e i t s  aus den genannten Gründen nicht  ein , so kann dahingeste l l t  bleiben, 
ob der Anspruch nicht auch aus den vom Berufungsgericht angestell ten Bil­
ligkeitserwägungen hätte scheitern müssen. Auf einen Wegfall der Geschäfts­
grundlage kann sich nur derjenige berufen, in dessen Person eine gewisse 
Zumutbarkeitsschwelle überschrit ten i s t ,  an deren Vorliegen ein strenger 
Maßstab anzulegen i s t  (RGZ 168, 121, 126; BGH WM 1969, 335, 337; BGH WM 
1973, 752, 753; Senatsurteil  vom 29. Januar 1957 - VIII ZR 204/56 = WM 
1957, 401, 402). Im Regelfall kann eine solche Unzumutbarkeit nur angenom­
men werden, wenn eine r ich te r l iche  Vertrags-anpassung zur Vermeidung untrag­
barer, mit Recht und Gerechtigkeit schlechthin unvereinbarer Ergebnisse ge­
boten i s t  (Senatsurteile  vom 20. März 1968 - VIII ZR 237/64 = WM 1967, 561 
und vom 15. Januar 1969 - VIII ZR 239/66 = WM 1969, 496, 499). So aber 
l i e g t  es hier nicht.
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Insoweit f i e le  zugunsten des Klägers zwar ins Gewicht, daß, was das 
Berufungsgericht u n t e r s t e l l t  hat, seine Investitionen den Wert des Gebäudes 
nicht  unbeträchtlich erhöht haben. Andererseits hat das Berufungsgericht 
zutreffend ausgeführt,  daß die erbrachten Aufwendungen nach seinem Auszug 
nach wie vor seiner Ehefrau und den gemeinsamen Kindern zugute kommen und 
somit weiter ihren Zweck erfü l len ,  der Familie des Klägers eine angemessene 
Wohnung zu schaffen. Auch i s t  der vom Berufungsgericht hervorgehobene Ge­
sichtspunkt, daß sich die Unterhaltspflicht des Klägers seiner Ehefrau und 
den Kindern gegenüber dadurch mindert, daß diese auch j e t z t  noch mietfrei 
in dem Haus der Beklagten wohnen, nicht ohne weiteres von der Hand zu wei­
sen. Der Senat vermag insbesondere der Argumentation der Revision nicht zu 
folgen, der Beklagten sei es zumutbar, sich die durch den Ausbau geschaf­
fene Steigerung des Ertragswerts dadurch nutzbar zu machen, daß sie das 
Leihverhältnis mit ihrer  Tochter kündige, stattdessen Miete verlange, um 
daraus die Forderung des Klägers zu befriedigen.

Das Berufungsgericht hat mit Recht bezweifelt,  daß die Beklagte be­
rech t ig t  i s t ,  von ihrer  Tochter künftig Miete zu verlangen. Auch die Re­
vision s t e l l t  nicht  in Abrede, daß das Leihverhältnis mit beiden Eheleuten 
(s .o .  I 2 a.E.) zustande gekommen i s t .  Es mag durch den Auszug des Klägers 
a l l e n fa l l s  mit diesem beendet sein, nicht  aber mit seiner Ehefrau, Denn im 
Verhältnis der Beklagten zu ihr konnte es unter Berücksichtigung der lang­
f r is t igen  Bindung nur durch Kündigung nach § 605 BGB oder aus wichtigem 
Grunde nach § 242 BGB (analog) bese i t ig t  werden (BGHZ 82, 354, 359). Kündi­
gungsgründe nach § 605 Mr. 1 und 2 BGB (Eigenbedarf, vertragswidriger Ge­
brauch) liegen nicht vor. Der Auszug des Klägers aber s t e l l t  einen wichti­
gen Grund im Verhältnis der Beklagten zu ihrer  Tochter nicht dar.
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Wenn es darauf angekommen wäre, hätte daher auch unter dem 
Gesichtspunkt der Unzumutbarkeit ein Anspruch wegen Wegfalls der 
Geschäftsgrundlage nicht  angenommen werden können.

I I .  Zutreffend hat das Berufungsgericht auch einen Anspruch des Klä­
gers aus ungerechtfert ig ter  Bereicherung verneint,  und zwar sowohl nach 
§§ 946, 951 a ls  auch nach § 812 Abs. 1 Satz 2 BGB.

Es hat ausgeführt, der Kläger habe seine Aufwendungen nicht  ohne 
Rechtsgrund erbracht,  denn der Umbau sei mit Zustimmung der Beklagten im 
Rahmen des bestehenden Leihverhältnisses e r fo lg t .  Der rechtliche Grund für 
seine Leistungen sei auch nicht  später weggefallen. Zum einen bestehe der 
Leihvertrag jedenfa l ls  im Verhältnis der Beklagten zu ihrer  Tochter fo r t ,  
zum anderen hätten die Umbaumaßnahmen ihren Sinn nicht  verloren, weil die 
Ehefrau des Klägers mit den Kindern nach wie vor in den Räumen wohne. Mit 
dieser Begründung hat das Berufungsgericht zwar nicht  im einzelnen zwischen 
den beiden Tatbestandsalternativen eines Bereicherungsanspruchs nach § 812 
Abs. 1 Satz 2 BGB unterschieden. Denn seine Ausführungen zum fehlenden Weg­
fal l  des Rechtsgrunds betreffen die e rs te  Alternative, während das Eingehen 
auf den Zweck der Ausbaumaßnahme auf die zweite Alternative ab z ie l t .  
Gleichwohl i s t  das Berufungsurteil insoweit nicht zu beanstanden, weil es 
an den tatsächlichen Voraussetzungen beider Alternativen der genannten Be­
stimmung feh l t .

a) Ein Anspruch nach § 812 Abs. 1 Satz 2, 2. Alternative BGB i s t  
nicht  zur Entstehung gelangt. Denn mit der Vollendung der Baumaßnahmen war 
der vom Kläger beabsichtigte Zweck, eine den individuellen Bedürfnissen ge­
recht  werdende Familienwohnung zu schaffen, e r re ich t .  Daß der Kläger seine 
Familie verlassen hat,  ändert hieran nichts (BGH LM BGB § 812 Hr. 78 = WM 
1967, 1241 = NJW 1968, 245; BGHZ 84, 361, 363).

b) Keinen Bedenken begegnet die Auffassung des Berufungsgerichts, der 
Rechtsgrund für die Verwendungen des Klägers liege in dem "Leihverhältnis",
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so daß auch die Anwendung von § 812 Abs. 1 Satz 2 , 1. Alternative BGB aus­
scheidet.  Zwar begründete der Leihvertrag für den Kläger keine Rechts­
p f l ich t  zu den Aus- und Umbauarbeiten. Darauf kommt es indessen nicht  
an. Denn nach den Feststellungen des Berufungsgerichts hat der Kläger die 
Verwendungen in der gerade auf die Existenz des Leihvertrages gestützten 
Erwartung vorgenommen, mit seiner Familie zu einer auf Dauer angelegten 
Nutzung der ausgebauten Räume in der Lage zu sein. Er hätte den Ausbau 
unterlassen, wäre ihm das schuldrechtliche Dauernutzungsrecht n icht  einge­
räumt worden. Diese Zusammenhänge waren der Beklagten nicht nur bekannt. 
Sie entsprachen sogar ihrem eigenen Wunsch, die Familie ihrer Tochter um 
sich zu haben. Wenn somit das Berufungsgericht den Rechtsgrund für die 
Verwendungen des Klägers aus dem zwischen ihm und seiner Ehefrau e iner­
se i t s  und der Beklagten anderersei ts  vereinbarten Leihverhältnis hergelei­
t e t  hat,  so i s t  dies von Rechts wegen ebensowenig zu beanstanden, wie 
seine Annahme, dieser Rechtsgrund sei durch den Auszug des Klägers nicht 
weggefallen. Die bloße äußere Tatsache, daß ein Entleiher die Nutzung der 
geliehenen Räume aufgibt  und diese verläßt,  ändert grundsätzlich nichts 
an dem rechtlichen Fortbestand des Leihverhältnisses. Die Voraussetzungen 
für dessen Beendigung ergeben sich ausschließlich aus §§ 604, 605 BGB. 
Selbst wenn man den tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts die 
Voraussetzungen für eine Beendigung des Nutzungsverhältnisses zwischen den 
Parteien se lbst  entnehmen wollte, so käme dadurch der Rechtsgrund für die 
Verwendungen nicht  in Wegfall, weil das insoweit unteilbare Leihverhältnis 
mit der Ehefrau des Klägers fortbesteht  (s .o .  I 4 d).

c) Dem Kläger s teh t  somit - jedenfal ls  derzei t  - kein Bereicherungs­
anspruch gegen die Beklagte zu. Dies mag sich ändern können, wenn man die 
Möglichkeit in Rechnung s t e l l t ,  daß die Nutzung der Räumlichkeiten durch 
die Familie des Klägers völ l ig ,  also auch durch seine Ehefrau und die
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Kinder, aufgegeben wird, und die Beklagte aus der Verwendung der Räume in 
anderer Weise Nutzen z ieh t .  In diesem Falle käme ein Bereicherungsanspruch 
nach § 81.2 Abs. 1 Satz 2, 1. Alt.  BGB allerdings nur nach Maßgabe der 
Grundsätze in Betracht, die der erkennende Senat für den Ausgleich von 
Mieterleistungen (Baukostenzuschuß, eigene Aus- und Umbauten) bei v o rze i t i ­
ger Beendigung lan g f r i s t ig e r  MIet- und Pachtverhältnisse entwickelt  hat 
(vgl. Senatsurte ile  vom 3. Februar 1959 - VIII ZR 91/58 = WM 1959, 538,
540, vom 21. Januar 1960 - VIII ZR 16/59 = WM 1960, 497, 498 und vom 
12. Februar 1959 - VIII ZR 54/58 = BGHZ 29, 289, 292 f ). Bei der Ermittlung 
der zum Wertersatz nach § 818 Abs. 2 BGB verpflichtenden Bereicherung hat 
der Senat in all  diesen Fällen dem Gesichtspunkt Rechnung getragen, daß der 
Baukostenzuschuß bzw. die sonstige Mieterleistung mit der Herrichtung des 
Bauwerks ungeachtet der vorzeitigen Vsrtragsbeendigung seine bestimmungs­
gemäße Verwendung gefunden hat. Dementsprechend hat er die Bereicherung 
weder nach den mit dem Zuschuß gedeckten Baukosten noch nach der durch die 
Mieterleistung geschaffenen Werterhöhung des Bauwerks bemessen, sondern a l ­
lein  auf die Vorteile abges te l l t ,  die der Vermieter daraus hat erzielen 
können, daß er vorzei t ig  in den Genuß derjenigen Nutzungsmöglichkeit des 
vermieteten Objekts gelangt i s t ,  die dem Mieter für die Zeit nach tatsäch­
l icher  Vertragsbeendigung bis zum an sich vorgesehenen Vertragsablauf ent­
gangen i s t  (so schon RG SeuffArch 87, 163, 164 f ;  88, 99, 101; RGZ 158,
394, 402). E ine etwaige Bereicherung des Vermieters bestimmt sich daher in 
den genannten Fällen danach, inwieweit es ihm gelingt ,  die Räume anderweit 
zu einem höheren Mietzins zu vermieten bzw. sonst gewinnbringend zu nutzen 
(Senatsurteil  vom 22. Mai 1967 - VIII ZR 25/65 = NJW 1967, 2255, 2256 = WM 
1967, 750, 752 und die vorgenannten Sena tsu r te i le ) .



Da die Klage somit zu Recht abgewiesen worden i s t ,  war die Revision 
mit der Kostenfolge des § 97 ZPO zurückzuweisen.

Braxmaier f r e i e r  Dr. Brunotte
Dr. Zülch Dr. Paulusch
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